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VON CHRISTIAN
EBNER (dpa)

Die Pleite der US-Invest-
mentbank Lehman Bro-
thers hat im Herbst 2008
die Weltwirtschaft er-
schüttert. Dass ausge-
rechnet die Gläubiger
der deutschen Tochter
ohne Schaden davon-
kommen, liegt an einer
juristischen Besonder-
heit.

FRANKFURT/Main —
Neun Jahre nach der Leh-
man-Pleite ist das In-
solvenzverfahren über
die deutsche Tochterge-
sellschaft so gut wie
beendet: Die 750 Gläubi-
ger der Frankfurter Leh-
man Brothers Bankhaus
AG werden vollständig
entschädigt, wie der In-
solvenzverwalter Micha-
el Frege im Interviewmit
der Fachzeitschrift
INDat sagte. Aus der In-
solvenzmasse von rund
17 Mrd. • wurden zudem Steuern und
das nicht bezifferte Honorar der
Insolvenzverwaltung durch Frege und
seine Kanzlei CMS Hasche Sigle
bezahlt. Das Verfahren werde voraus-
sichtlich noch in diesem Jahr geschlos-
sen, kündigte Frege an.
Vor allem institutionelle Anleger

wie Kommunen, Länder oder Pensi-
onskassen hatten der US-Investment-
bank Geld anvertraut, die im Septem-
ber 2008 in die Pleite stürzte und so

eine weltweite Finanz- und Wirt-
schaftskrise auslöste. Die größten
Außenstände haben die Bundesbank
und die Einlagensicherung der Privat-
banken, die bei der Pleite zunächst
eingesprungen war.
Im Laufe des Verfahrens sei es ge-

lungen, die verfügbareMasse des deut-
schen Insolvenzverfahrens von anfäng-
lich 100 Mio. • auf 17 Mrd. • zu stei-
gern, sagte Frege. Die deutsche Toch-
ter habe im Lehman-Konzern die Rol-

le einer zentralen Vertriebsstelle ge-
spielt, was rechtlich die Ansprüche
gestärkt habe. „Uns ist es gelungen,
die Rechte der von uns verwalteten
Einheit voll und ganz durchzusetzen.
Und das im Wesentlichen in den
USA“, betonte Frege.
Vor einigen Jahren hatte es in dem

Verfahren auf Druck einiger später
eingestiegener Hedgefonds Streit um
das erwartbare Honorar für Frege
und seine Mannschaft gegeben. CMS

selbst hatte auf der Grundlage eines
Gutachtens eine Spanne von 200 bis
834 Mio. • genannt – in jedem Fall die
höchste Vergütung, die je in einem
deutschen Insolvenzverfahren gezahlt
wurde. Als realistisch hatte CMS-Part-
ner Hubertus Kolster im September
2013 eine Summe von rund 500 Mio. •
genannt.
Im Interview mit der Zeitschrift

INDat erklärte Frege nun, dass alle
Gläubiger die vom Gericht festgesetz-
ten Honorare akzeptiert und bestätigt
hätten. Sie sollten wie die übrigen Er-
gebnisse des Insolvenzverfahrens ver-
traulich bleiben. Die Kanzlei hat nach
eigenen Angaben über einen Zeitraum
von neun Jahren im Schnitt 100
Berufsträger wie Anwälte und Wirt-
schaftsprüfer samt ihrer Mitarbeiter
mit der Sache befasst.

Kleinsparer außen vor
Das Verfahren über die deutsche

Tochter Lehman Bankhaus hat nichts
mit den rund 50000 deutschen Klein-
sparern zu tun, die meist über ihre
HausbankenZertifikate der niederlän-
dischen Lehman-Tochter erworben
hatten. Je nach Institut führten sie
Prozesse, konnten Vergleiche abschlie-
ßen, erhielten Teilentschädigungen
oder Abschlagzahlungen aus der nie-
derländischen Insolvenzmasse. Eine
recht komfortable Lösung für gut
2000 Geschädigte wurde mit der Tar-
go-Bank (früher Citi) ausgehandelt.
Die Anleger erhielten laut Verbrau-
cherzentrale im Schnitt 48,4 Prozent
ihres Einsatzes zurück und durften
die Zertifikate behalten, die noch
rund 25 Prozent des Ausgabewerts
wert sein sollten.

OSNABRÜCK — Eine wissenschaft-
liche Untersuchung zeigt erstmals
erhebliche Mängel im Umgang mit
kranken und verletzten Schweinen in
Deutschland auf. Der Verband der
Schweinehalter will nun handeln.

Wie die Neue Osnabrücker Zeitung
berichtet, hat eine Professorin der
Tierärztlichen Hochschule Hannover
165Kadaver von Schweinen, die offen-
sichtlich notgetötet worden waren, in
vier Tierkörperbeseitigungsanlagen
untersucht und dabei in mehr als zehn
Prozent der Fälle Hinweise auf „län-
ger anhaltende erhebliche Schmerzen
und Leiden“ entdeckt.
Bei 61,8 Prozent fand die Tierärztin

Hinweise auf Fehler. Häufig waren
die Tiere zwar betäubt. Die Haupt-
schlagader war aber nicht durch-
trennt worden – es kam zu keinem
Herzstillstand durch Blutverlust.

Tiefgehende Bissverletzungen
In der Studie ist beispielsweise von

stark abgemagertenKadavern, chroni-
schen Gelenkentzündungen, wund
gelegenen Stellen an den Tierkörpern
oder von tiefgehenden Bissverletzun-
gen an Schwanz oder Ohren die Rede.
Es werde „häufig und in erheblichem
Umfang“ gegen das Tierschutzgesetz
und andere Vorgaben verstoßen, so
ein weiteres Fazit der Untersuchung
der toten Schweine, die aus großen
Mastbetrieben und von kleinen Bau-
ernhöfen stammten.

Die Studie zeigt auch, dass die ange-
messene Versorgung schwer kranker
oder verletzter Tiere in deutschen
Schweinehaltungen in einem Umfang
unterlassen werde, „der sehr deutlich
über dasMaß gelegentlicher Einzelfäl-
le („schwarze Schafe“) hinausgeht“,
heißt es weiter. Rund 1200 Schweine
könnten jeden Werktag bei den Ent-
sorgungseinrichtungen angeliefert
werden, die zu Lebzeiten erheblichen
Leiden ausgesetzt waren.
In ihrem Fazit lässt die Professorin

schließlich keine Zweifel am schnel-
len Handlungsbedarf. Sie schlägt
etwa eine Herkunftskennzeichnung
vor. So könnte bei einem Verdacht auf
Tierschutzverstöße der betroffene
Betrieb rückverfolgt werden. Und
auch die Tierärzte könnten besser sen-
sibilisiert werden.
Der Verband will nun reagieren.

Die Interessengemeinschaft der
Schweinehalter (ISN) kündigte ange-
sichts der Untersuchungsergebnisse
„breit angelegte und vor allem praxis-
taugliche Schulungen“ sowohl für
Landwirte als auch für Tierärzte an.
Denn die Studie kommt auch zu dem
Schluss, dass es in der Landwirtschaft
offenbar an Wissen darüber fehle, wie
kranke oder verletzte Tiere sachge-
recht notgetötet werden.
Landwirte erhalten nach Abschluss

der Berufsausbildung automatisch die
Berechtigung, kranke oder verletzte
Schweine zu töten, um länger anhal-
tende Schmerzen oder Leiden zu

unterbinden. In Deutschland veren-
den jährlich etwa 13,6 Millionen
Schweine – also jedes fünfte Tier – vor
der Schlachtung und enden in soge-
nannten Verarbeitungsbetrieben von
tierischen Nebenprodukten, auch
bekannt als Tierkörperbeseitigungsan-
stalten.
Praktisch fallen Verstöße kaum auf.

Die Kadaver werden so lange bearbei-
tet, bis nur noch Mehl und Fett übrig
bleiben. Das eine geht beispielsweise
in die Zementindustrie. Das andere
landet im Biodiesel. Am Ende ist
jedenfalls nichts übrig, was Hinweise
auf mögliche Verstöße gegen den Tier-
schutz zulässt.

„Unhaltbarer Zustand“
Das zuständige Bundeslandwirt-

schaftsministerium teilte zu den Miss-
ständen mit: Sollten sich Hinweise
darauf ergeben, dass bisherige Rege-
lungen nicht ausreichten, werde die
Schaffung einer gesetzlichen Grund-
lage geprüft. Niedersachsens Agrarmi-
nisterminister Christian Meyer (Grü-
ne) sprach von einem „unhaltbaren
Zustand“.
Der Schutz der Tiere habe Verfas-

sungsrang, Schlupflöcher müssten
geschlossen werden. Meyer: „Bundes-
agrarminister Christian Schmidt ist
der Tierquälerei-Skandal längst be-
kannt, aber er schaut wie immer weg.
Er ist eher der Schutzpatron der Tier-
quäler als Minister für Tierschutz.“

afp/kfr

Lorbeer für Lufthansa-Chef
Lufthansa-Chef Carsten Spohr ist

für das Manager Magazin der Mana-
ger des Jahres. Ausgewählt wurde er
„für seinen erfolgreichen Umbau“ des
größten europäischen Luftfahrtkon-
zerns, teilte die Zeitschrift mit. Zu
den Verdiensten des Managers zählt
dasMagazin unter anderem das Come-
back der Lufthansa-Aktie. afp

Digitalisierung schafft Arbeit
Die Digitalisierung ist für viele Be-

rufstätige längst Alltag: Das zeigt eine
repräsentative Umfrage im Auftrag
der Unternehmensberatung EY. Zwei
Drittel der Arbeitnehmer in Deutsch-
land spüren bereits einen Einfluss neu-
er Technologien und Möglichkeiten
auf ihren Job, etwa durch neue Geräte
und Programme oder in der Automati-
sierung von Abläufen. Leichter wird
es dadurch aber nicht: 28 Prozent der
Befragten sagen, dass sie durch die
Digitalisierung mehr zu tun haben als
früher. Und mehr als jeder Dritte (36
Prozent) findet, dass sein Job eher
komplexer geworden ist. dpa

VW setzt auf China
VW will in China gemeinsam mit

örtlichen Partnern in den kommenden
Jahren mehr als zehn Mrd. • in die
Produktion von Elektro- und Hybrid-
fahrzeugen investieren. Wie der Auto-
bauer mitteilte, sollen allein in den
kommenden drei Jahren 15 in China
produzierte „grüne“ Modelle auf den
Markt kommen. Starten soll die
E-Auto-Fertigung 2018 in Zu-
sammenarbeit mit dem chinesischen
Autobauer JAC Motors. afp

Bauherren und Immobilienkäufer
können bei der KfW-Förderbank
zinsgünstige Darlehen beantragen.
„Allerdings bekommt man die Dar-
lehen nicht direkt bei der KfW“,
erklärt Hartmut Schwarz von der
Verbraucherzentrale Bremen. Der
Abschluss erfolgt bei der Bank, die

auch den Rest der Finanzierung
übernimmt.
Die KfW vergibt ihre Darlehen

für bestimmte Vorhaben wie eine
energetische Sanierung, den Bau

eines energieeffizienten Hauses und
einen altersgerechten Umbau. Der
Antrag auf KfW-Förderung muss
gestellt werden, bevor mit demBau-
vorhaben begonnen wird. tmn

In den Schweineställen leiden laut einer Studie offenbar viele Tiere, weil kranke und verletzte Schweine in etlichen Fällen zu
spät notgeschlachtet werden. Foto: Stefan Sauer/dpa

Die spektakuläre Pleite des US-Investmenthauses Lehman im Jahr 2008 hat viele Anleger
geschädigt – was damals auch hierzulande zu Protestaktionen vor Banken führte, bei denen die
Zertifikate gekauft worden waren. Foto: Federico Gambarini/dpa

VON USCHI ASSFALG

Es ist nicht schön, gegen seinen Ar-
beitgeber vor Gericht zu ziehen. Und
doch müssen sich Arbeitnehmer weh-
ren können, wenn ihre Rechte verletzt
werden. Am häufigsten gestritten wird
über Geld und Kündigungen, vermel-
det die DGB Rechtsschutz GmbH.

NÜRNBERG — Im Arbeitsrecht
wird mit immer härteren Bandagen
gekämpft, weiß die Teamleiterin der
DGB Rechtsschutz GmbH in Nürn-
berg, Alexandra Fries. Das zeigten die
Zahlen: 2016 wurden von den circa
3,2 Mio. • Erfolgswert noch rund 2,7
Mio. • durch gerichtliche Vergleiche
erzielt; 2017 sind es von bislang 2,5
Mio. • lediglich 1,9 Mio. •.

Mit einem Anteil von 38,8 Prozent
der Fälle im Jahr 2017 ist das Arbeits-
entgelt Streitgegenstand Nummer
eins. An zweiter Stelle stehen Kündi-
gungsschutzklagen (38,1 Prozent), an
dritter Arbeitszeugnisse (11,8 Pro-
zent). Mehr als im vergangenen Jahr
wird in diesem über Abmahnungen
gestritten: Hier ist die Quote von 1,3
auf 3,6 gestiegen. Dafür nehmen laut

Fries die für die Arbeitnehmer positi-
ven („obsiegenden“) Urteile deutlich
zu. Am häufigsten vor Gericht gezo-
gen wird im Dienstleistungssektor,
dicht gefolgt von der Metallbranche,
sagt die Statistik der DGB Rechts-
schutz GmbH. Die Firma wurde 1998
als 100-prozentige Tochter des DGB
mit Sitz in Düsseldorf gegründet und
ist an 170 Standorten angesiedelt. Je
fünf der bundesweit rund 400 Juristen
und ebenso vielen Verwaltungsange-
stellten der DGB-Tochter sind im
Nürnberger DGB-Haus tätig. Beraten
und in Prozessen vor Gerichten vertre-
tenwerden grundsätzlich nur Gewerk-
schaftsmitglieder.
In einem kürzlich positiv zu Ende

gebrachten Fall ging es um die rechts-
widrige Versetzung eines Betriebs-
rates auf eine deutlich geringwertige-
re Position. Der Mandant war seit 40
Jahren ohne schriftlichen Arbeitsver-
trag im Betrieb tätig und hatte sich in
eine verantwortungsvolle und hoch-
qualifizierte Stelle emporgearbeitet.
Die neue hätte ihm monatlich brutto
rund 3000 • weniger eingebracht.
Dem Rechtsstreit lag ein seit längerer
Zeit schwelender Konflikt zwischen
dem Betriebsratsgremium und dem
Arbeitgeber zugrunde.

„Kein Geld da“
Die DGB-Juristen legten dar, dass

es keinen sachlichen Grund für die
Versetzung gibt, da die Stelle des Klä-
gers weiter existiert und der Arbeitge-
ber lediglich beabsichtigt, den Kläger
als Betriebsratsmitglied zu benachtei-
ligen. Das Gericht gab dem Kläger
recht. Er konnte seine bisherige Tätig-
keit wieder aufnehmen.
Ein anderer Arbeitgeber verweiger-

te beharrlich die tariflich vereinbarte
Sonderzahlung sowie das erhöhte Ent-
gelt mit der Begründung „Es ist kein
Geld da“. Und auch er unterlag, nach-
dem er alle Kammern des Arbeitsge-
richts Nürnberg beschäftigt hatte. Ein
Verfahren zu nicht gezahltem Weih-
nachtsgeld ist derzeit noch anhängig.
Nach eigenen Angaben führt die

DGB Rechtsschutz GmbH im Jahr
rund 120000 Verfahren durch – auf
dem arbeitsrechtlichen Sektor zu 89
Prozent erfolgreich. In Nürnberg wa-
ren es 2016 knapp 1800, davon etwa
1120 imArbeitsrecht, der Rest im Sozi-
alrecht: Schwerbehindertenrecht, Ren-
ten- und Arbeitslosenversicherung.
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